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Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019 und 
zur Anpassung gerichtsorganisatorischer Vorschriften

Vom 10. Oktober 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Zweites Thüringer Gesetz zur freiwilligen 

Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden 
im Jahr 2019 (2. ThürGNGG 2019)

Inhaltsübersicht

§ 1 Gemeinden Emleben, Georgenthal/Thür. Wald, 
Herrenhof, Hohenkirchen, Leinatal und Petriro-
da, Verwaltungsgemeinschaft "Apfelstädtaue" 
(Landkreis Gotha)

§ 2 Stadt Greiz und Gemeinde Neumühle/Elster 
(Landkreis Greiz)

§ 3 Gemeinden Amt Wachsenburg und Rockhau-
sen (Ilm-Kreis)

§ 4 Gemeinden Martinroda und Angelroda (Ilm-
Kreis)

§ 5 Stadt Ebeleben und Gemeinde Thüringenhau-
sen (Kyffhäuserkreis)

§ 6 Städte Greußen und Großenehrich sowie 
Gemeinde Wolferschwenda, Verwaltungsge-
meinschaft "Greußen" (Kyffhäuserkreis)

§ 7 Stadt Neustadt an der Orla sowie Gemeinden 
Linda b. Neustadt an der Orla, Dreba und Knau, 
Verwaltungsgemeinschaft "Seenplatte" (Saale-
Orla-Kreis) 

§ 8 Stadt Schleiz und Gemeinde Burgk (Saale-Orla-
Kreis)

§ 9 Stadt Meiningen und Gemeinde Stepfershau-
sen (Landkreis Schmalkalden-Meiningen)

§ 10 Gemeinden Straußfurt und Henschleben (Land-
kreis Sömmerda)

§ 11 Stadt Kölleda, Verwaltungsgemeinschaft "Kölle-
da" (Landkreis Sömmerda)

§ 12 Verwaltungsgemeinschaften "An der Marke" 
und "Gramme-Aue" (Landkreis Sömmerda)

§ 13 Stadt Schalkau und Gemeinde Bachfeld (Land-
kreis Sonneberg)

§ 14 Stadt Schlotheim und Gemeinden Bothenhei-
lingen, Issersheilingen, Kleinwelsbach, Körner, 
Marolterode, Neunheilingen und Obermehler, 
Verwaltungsgemeinschaft "Schlotheim" (Un-
strut-Hainich-Kreis)

§ 15 Stadt Bad Salzungen und Gemeinde Moorgrund 
(Wartburgkreis)

§ 16 Stadt Creuzburg und Gemeinden Ebenshausen 
und Mihla (Wartburgkreis)

§ 17 Gemeinden Bechstedtstraß, Daasdorf a. Ber-
ge, Hopfgarten, Isseroda, Mönchenholzhausen, 
Niederzimmern, Nohra, Ottstedt a. Berge und 
Troistedt, Verwaltungsgemeinschaft "Gramme-
tal" (Landkreis Weimarer Land)

§ 18 Stadt Bad Sulza und Gemeinde Saaleplatte 
(Landkreis Weimarer Land)

§ 19 Weitere Neugliederungen
§ 20 Erweiterung des Stadt- oder Gemeinderats
§ 21 Ortsrecht

§ 22 Rechtsstellung der betroffenen Beamten 
§ 23 Rechtsstellung der betroffenen Tarifbeschäftigten
§ 24 Neuwahl der Personalvertretungen
§ 25 Übergang und Wahl der Schwerbehindertenver-

tretungen
§ 26 Übergang und Bestellung der Gleichstellungs-

beauftragten
§ 27 Auseinandersetzung
§ 28 Wohnsitz, Einwohnerzahl
§ 29 Freistellung von Kosten
§ 30 Mitgliedschaft in Zweckverbänden, Zweckver-

einbarungen
§ 31 Haushaltswirtschaft
§ 32 Erlass der Rückzahlungsforderungen aus rück-

zahlbaren Bedarfszuweisungen
§ 33 Kompensation von Verlusten der Gemeinden für 

Zuweisungen nach dem Thüringer Finanzaus-
gleichsgesetz

§ 34 Kompensation von Verlusten der Verwaltungs-
gemeinschaften infolge der Ausgliederung von 
Mitgliedsgemeinden

§ 35 Finanzhilfen nach dem Thüringer Gemeinde-
neugliederungsfi nanzhilfegesetz (ThürGNGFG)

§ 36 Gleichstellungsbestimmung

§ 1
Gemeinden Emleben, Georgenthal/Thür. Wald, Herren-
hof, Hohenkirchen, Leinatal und Petriroda, Verwaltungs-

gemeinschaft "Apfelstädtaue" 
(Landkreis Gotha)

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft "Apfelstädtaue", beste-
hend aus den Gemeinden Emleben, Georgenthal/Thür. 
Wald, Herrenhof, Hohenkirchen und Petriroda, wird auf-
gelöst.

(2) Die Gemeinden Georgenthal/Thür. Wald, Hohenkir-
chen, Leinatal und Petriroda werden aufgelöst. Aus den 
Gebieten der aufgelösten Gemeinden wird eine Landge-
meinde nach § 6 Abs. 5 der Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) gebildet. Diese ist Rechtsnachfolgerin der auf-
gelösten Gemeinden.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 2 neu gebildete Gemeinde führt 
den Namen "Georgenthal".

(4) Der Gemeinderat der neu gebildeten Gemeinde Geor-
genthal entscheidet über den Sitz der Verwaltung. 

(5) § 45 a Abs. 11 ThürKO fi ndet für das Gebiet der auf-
gelösten Gemeinde Leinatal keine Anwendung. Für den 
Rest der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemein-
derats besteht die Ortsteilverfassung der aufgelösten Ge-
meinde Leinatal als Ortschaftsverfassung fort.

(6) Die neu gebildete Gemeinde Georgenthal nimmt als er-
füllende Gemeinde für die Gemeinden Emleben und Her-
renhof die Aufgaben einer Verwaltungsgemeinschaft nach 
§ 51 ThürKO wahr.
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(7) Die Verwaltungsgemeinschaft "Apfelstädtaue" ist nach 
§ 52 Abs. 2 ThürKO in Verbindung mit § 41 des Thürin-
ger Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(ThürKGG) abzuwickeln.

§ 2
Stadt Greiz und Gemeinde Neumühle/Elster

(Landkreis Greiz)

(1) Die Gemeinde Neumühle/Elster wird aufgelöst. Das 
Gebiet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der 
Stadt Greiz eingegliedert. Die Stadt Greiz ist Rechtsnach-
folgerin der aufgelösten Gemeinde.

(2) Die in § 1 der Thüringer Verordnung über die Anerken-
nung der Vereinbarung einer erfüllenden Gemeinde zwi-
schen der Gemeinde Neumühle/Elster und der Stadt Greiz 
vom 5. Februar 1996 (GVBl. S. 27) anerkannte Übertra-
gung von Verwaltungsaufgaben der Gemeinde Neumüh-
le/Elster auf die Stadt Greiz wird aufgehoben.

§ 3
Gemeinden Amt Wachsenburg und Rockhausen

(Ilm-Kreis)

(1) Die Gemeinde Rockhausen wird aufgelöst. Das Ge-
biet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Ge-
meinde Amt Wachsenburg eingegliedert. Die Gemeinde 
Amt Wachsenburg ist Rechtsnachfolgerin der aufgelös-
ten Gemeinde. 

(2) Die in § 14 Abs. 3 des Thüringer Gesetzes zur freiwilli-
gen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 
2019 (ThürGNGG 2019) vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 
S. 795) geregelte Übertragung von Verwaltungsaufgaben 
der Gemeinde Rockhausen auf die Gemeinde Amt Wach-
senburg wird aufgehoben.

§ 4
Gemeinden Martinroda und Angelroda

(Ilm-Kreis)

(1) Die Gemeinde Angelroda wird aufgelöst. Das Gebiet 
der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Gemein-
de Martinroda eingegliedert. Die Gemeinde Martinroda ist 
Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinde.

(2) § 45 Abs. 8 ThürKO fi ndet für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinde Angelroda keine Anwendung.

§ 5
Stadt Ebeleben und Gemeinde Thüringenhausen

(Kyffhäuserkreis)

(1) Die Gemeinde Thüringenhausen wird aufgelöst. Das 
Gebiet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der 
Stadt Ebeleben eingegliedert. Die Stadt Ebeleben ist 
Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinde.

(2) Die in § 1 der Thüringer Verordnung über die Anerken-
nung der Vereinbarung einer erfüllenden Gemeinde zwi-
schen den Gemeinden Abtsbessingen, Bellstedt, Freien-
bessingen, Holzsußra, Rockstedt, Thüringenhausen und 

Wolferschwenda und der Stadt Ebeleben vom 20. Sep-
tember 1995 (GVBl. S. 325) anerkannte Übertragung von 
Verwaltungsaufgaben wird aufgehoben, soweit sie die 
Übertragung von Verwaltungsaufgaben der Gemeinde Thü-
ringenhausen auf die Stadt Ebeleben betrifft.

§ 6
Städte Greußen und Großenehrich sowie Gemeinde

Wolferschwenda, Verwaltungsgemeinschaft "Greußen"
(Kyffhäuserkreis)

(1) Die Städte Greußen und Großenehrich werden aus 
der Verwaltungsgemeinschaft "Greußen" ausgegliedert.

(2) Die Städte Greußen und Großenehrich sowie die Ge-
meinde Wolferschwenda werden aufgelöst. Aus den Gebie-
ten der aufgelösten Städte und der aufgelösten Gemeinde 
wird eine Landgemeinde nach § 6 Abs. 5 ThürKO gebil-
det. Diese ist Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Städte 
und der aufgelösten Gemeinde.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 2 neu gebildete Gemeinde führt 
den Namen "Greußen" und ist berechtigt, die Bezeichnung 
"Stadt" zu führen.

(4) Der Gemeinderat der neu gebildeten Gemeinde Greu-
ßen entscheidet über den Sitz der Verwaltung.

(5) § 45 a Abs. 11 ThürKO fi ndet für die Gebiete der aufge-
lösten Städte Greußen und Großenehrich sowie der auf-
gelösten Gemeinde Wolferschwenda keine Anwendung.

(6) Zwischen der Verwaltungsgemeinschaft "Greußen" und 
der neu gebildeten Gemeinde Greußen als Rechtsnachfol-
gerin der aufgelösten Städte Greußen und Großenehrich 
hat eine Auseinandersetzung stattzufi nden.

(7) Die in § 1 der Thüringer Verordnung über die Anerken-
nung der Vereinbarung einer erfüllenden Gemeinde zwi-
schen den Gemeinden Abtsbessingen, Bellstedt, Freien-
bessingen, Holzsußra, Rockstedt, Thüringenhausen und 
Wolferschwenda und der Stadt Ebeleben vom 20. Sep-
tember 1995 (GVBl. S. 325) anerkannte Übertragung von 
Verwaltungsaufgaben wird aufgehoben, soweit sie die 
Übertragung von Verwaltungsaufgaben der Gemeinde Wol-
ferschwenda auf die Stadt Ebeleben betrifft.

§ 7
Stadt Neustadt an der Orla sowie Gemeinden 

Linda b. Neustadt an der Orla, Dreba und Knau, 
Verwaltungsgemeinschaft "Seenplatte" 

(Saale-Orla-Kreis)

(1) Die Gemeinden Dreba und Knau werden aus der Ver-
waltungsgemeinschaft  "Seenplatte" ausgegliedert.

(2) Die Gemeinden Linda b. Neustadt an der Orla, Dreba 
und Knau werden aufgelöst. Die Gebiete der aufgelösten 
Gemeinden werden in das Gebiet der Stadt Neustadt an 
der Orla eingegliedert. Die Stadt Neustadt an der Orla ist 
Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinden.

(3) Die in § 1 der Thüringer Verordnung über die Anerken-
nung der Vereinbarung einer erfüllenden Gemeinde zwi-
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schen den Gemeinden Breitenhain, Kospoda, Linda b. 
Neustadt an der Orla und Stanau und der Stadt Neustadt 
an der Orla vom 21. April 1995 (GVBl. S. 202) anerkann-
te Übertragung von Verwaltungsaufgaben wird aufgeho-
ben, soweit sie die Übertragung von Verwaltungsaufgaben 
der Gemeinde Linda b. Neustadt an der Orla auf die Stadt 
Neustadt an der Orla betrifft. 

(4) Zwischen der Verwaltungsgemeinschaft "Seenplatte" 
und der Stadt Neustadt an der Orla als Rechtsnachfolge-
rin der aufgelösten Gemeinden Dreba und Knau hat eine 
Auseinandersetzung stattzufi nden.

§ 8
Stadt Schleiz und Gemeinde Burgk

(Saale-Orla-Kreis)

(1) Die Gemeinde Burgk wird aufgelöst. Das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Stadt Schleiz 
eingegliedert. Die Stadt Schleiz ist Rechtsnachfolgerin der 
aufgelösten Gemeinde.

(2) Die in § 17 Abs. 4 des Thüringer Gemeindeneugliede-
rungsgesetzes vom 23. Dezember 1996 (GVBl. S. 333) in 
der jeweils geltenden Fassung geregelte Übertragung von 
Aufgaben der Gemeinde Burgk auf die Gemeinde Remp-
tendorf wird aufgehoben.

§ 9
Stadt Meiningen und Gemeinde Stepfershausen

(Landkreis Schmalkalden-Meiningen)

(1) Die Gemeinde Stepfershausen wird aufgelöst. Das Ge-
biet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Stadt 
Meiningen eingegliedert. Die Stadt Meiningen ist Rechts-
nachfolgerin der aufgelösten Gemeinde.

(2) Die in § 1 der Thüringer Verordnung über die Anerken-
nung der Vereinbarung einer erfüllenden Gemeinde zwi-
schen der Gemeinde Stepfershausen und der Stadt Meinin-
gen und über die Aufl ösung der Verwaltungsgemeinschaft 
"Vordere Rhön" vom 8. Juli 1996 (GVBl. S. 140) anerkann-
te Übertragung von Verwaltungsaufgaben der Gemeinde 
Stepfershausen auf die Stadt Meiningen wird aufgehoben. 

§ 10
Gemeinden Straußfurt und Henschleben

(Landkreis Sömmerda)

(1) Die Gemeinde Henschleben wird aufgelöst. Das Ge-
biet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Ge-
meinde Straußfurt eingegliedert. Die Gemeinde Straußfurt 
ist Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinde.

(2) § 45 Abs. 8 ThürKO fi ndet für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinde Henschleben mit der Maßgabe Anwendung, 
dass abweichend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Be-
standsänderung nur für den Rest der laufenden gesetzli-
chen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der auf-
gelösten Gemeinde die Ortsteilverfassung eingeführt ist. 
Endet die verbleibende Amtszeit des bisherigen Bürger-
meisters der aufgelösten Gemeinde nach dem Ende der 
laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats, fi n-

det § 45 Abs. 8 Satz 2 ThürKO mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass der bisherige Bürgermeister der aufgelösten 
Gemeinde nur für die Dauer der laufenden gesetzlichen 
Amtszeit des Gemeinderats unter Berufung in das Beam-
tenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ortsteilbürgermeis-
ter zu ernennen ist.

§ 11
Stadt Kölleda, Verwaltungsgemeinschaft "Kölleda"

(Landkreis Sömmerda)

(1) Die Stadt Kölleda wird aus der Verwaltungsgemein-
schaft "Kölleda" ausgegliedert.

(2) Zwischen der Verwaltungsgemeinschaft "Kölleda" und 
der Stadt Kölleda hat eine Auseinandersetzung stattzu-
fi nden.

§ 12
Verwaltungsgemeinschaften "An der Marke" 

und "Gramme-Aue"
(Landkreis Sömmerda)

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft "An der Marke", beste-
hend aus den Gemeinden Eckstedt, Markvippach, Schloß-
vippach, Sprötau und Vogelsberg, wird aufgelöst.

(2) Die Verwaltungsgemeinschaft "Gramme-Aue", beste-
hend aus den Gemeinden Alperstedt, Großmölsen, Groß-
rudestedt, Kleinmölsen, Nöda, Ollendorf und Udestedt, 
wird aufgelöst. 

(3) Es wird eine neue Verwaltungsgemeinschaft gebil-
det, bestehend aus den Gemeinden Alperstedt, Eckstedt, 
Großmölsen, Großrudestedt, Kleinmölsen, Markvippach, 
Nöda, Ollendorf, Schloßvippach, Sprötau, Udestedt und 
Vogelsberg. Die neu gebildete Verwaltungsgemeinschaft ist 
Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Verwaltungsgemein-
schaften "An der Marke" und "Gramme-Aue". 

(4) Die nach Absatz 3 Satz 1 neu gebildete Verwaltungs-
gemeinschaft führt den Namen "Gramme-Vippach" und hat 
ihren Sitz in der Gemeinde Schloßvippach. 

§ 13
Stadt Schalkau und Gemeinde Bachfeld

(Landkreis Sonneberg)

(1) Die Gemeinde Bachfeld wird aufgelöst. Das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Stadt Schal-
kau eingegliedert. Die Stadt Schalkau ist Rechtsnachfol-
gerin der aufgelösten Gemeinde.

(2) § 45 Abs. 8 ThürKO fi ndet für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinde Bachfeld keine Anwendung.

(3) Die in § 1 der Thüringer Verordnung über die Anerken-
nung der Vereinbarung einer erfüllenden Gemeinde zwi-
schen der Gemeinde Bachfeld und der Stadt Schalkau 
vom 31. Mai 1995 (GVBl. S. 243) anerkannte Übertragung 
von Verwaltungsaufgaben der Gemeinde Bachfeld auf die 
Stadt Schalkau wird aufgehoben. 
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§ 14
Stadt Schlotheim und Gemeinden Bothenheilingen, 

Issersheilingen, Kleinwelsbach, Körner, Marolterode, 
Neunheilingen und Obermehler, 

Verwaltungsgemeinschaft "Schlotheim" 
(Unstrut-Hainich-Kreis)

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft "Schlotheim", bestehend 
aus der Stadt Schlotheim und den Gemeinden Bothenhei-
lingen, Issersheilingen, Kleinwelsbach, Körner, Maroltero-
de, Neunheilingen und Obermehler, wird aufgelöst.

(2) Die Stadt Schlotheim und die Gemeinden Bothenhei-
lingen, Issersheilingen, Kleinwelsbach, Neunheilingen und 
Obermehler werden aufgelöst. Aus den Gebieten der auf-
gelösten Stadt und der aufgelösten Gemeinden wird eine 
Landgemeinde nach § 6 Abs. 5 ThürKO gebildet. Diese ist 
Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Stadt und der aufge-
lösten Gemeinden.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 2 neu gebildete Gemeinde führt 
den Namen "Nottertal-Heilinger Höhen" und ist berechtigt, 
die Bezeichnung "Stadt" zu führen.

(4) Der Gemeinderat der neu gebildeten Gemeinde Not-
tertal-Heilinger Höhen entscheidet über den Sitz der Ver-
waltung.

(5) Die neu gebildete Gemeinde Nottertal-Heilinger Höhen 
nimmt als erfüllende Gemeinde für die Gemeinden Körner 
und Marolterode die Aufgaben einer Verwaltungsgemein-
schaft nach § 51 ThürKO wahr.

(6) Die Verwaltungsgemeinschaft "Schlotheim" ist nach 
§ 52 Abs. 2 ThürKO in Verbindung mit § 41 ThürKGG ab-
zuwickeln. 

§ 15
Stadt Bad Salzungen und Gemeinde Moorgrund

(Wartburgkreis)

Die Gemeinde Moorgrund wird aufgelöst. Das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Stadt Bad 
Salzungen eingegliedert. Die Stadt Bad Salzungen ist 
Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinde.

§ 16
Stadt Creuzburg und 

Gemeinden Ebenshausen und Mihla 
(Wartburgkreis)

(1) Die Stadt Creuzburg und die Gemeinden Ebenshau-
sen und Mihla werden aufgelöst. Aus den Gebieten der 
aufgelösten Stadt und der aufgelösten Gemeinden wird 
eine neue Gemeinde gebildet. Diese ist Rechtsnachfolge-
rin der aufgelösten Stadt und der aufgelösten Gemeinden.

(2) Die nach Absatz 1 Satz 2 neu gebildete Gemeinde führt 
den Namen "Amt Creuzburg" und ist berechtigt, die Be-
zeichnung "Stadt" zu führen.

(3) Der Gemeinderat der neu gebildeten Gemeinde Amt 
Creuzburg entscheidet über den Sitz der Verwaltung.

(4) § 45 Abs. 8 ThürKO fi ndet für die Gebiete der aufge-
lösten Stadt Creuzburg und der aufgelösten Gemeinden 
Ebenshausen und Mihla mit der Maßgabe Anwendung, 
dass abweichend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Be-
standsänderung nur für den Rest der laufenden gesetzli-
chen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der auf-
gelösten Gemeinde die Ortsteilverfassung eingeführt ist. 
Endet die verbleibende Amtszeit des bisherigen Bürger-
meisters der aufgelösten Gemeinde nach dem Ende der 
laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats, fi n-
det § 45 Abs. 8 Satz 2 ThürKO mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass der bisherige Bürgermeister der aufgelösten 
Gemeinde nur für die Dauer der laufenden gesetzlichen 
Amtszeit des Gemeinderats unter Berufung in das Beam-
tenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ortsteilbürgermeis-
ter zu ernennen ist.

§ 17
Gemeinden Bechstedtstraß, Daasdorf a. Berge, 

Hopfgarten, Isseroda, Mönchenholzhausen, 
Niederzimmern, Nohra, Ottstedt a. Berge und Troistedt, 

Verwaltungsgemeinschaft "Grammetal" 
(Landkreis Weimarer Land)

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft "Grammetal", beste-
hend aus den Gemeinden Bechstedtstraß, Daasdorf a. 
Berge, Hopfgarten, Isseroda, Mönchenholzhausen, Nie-
derzimmern, Nohra, Ottstedt a. Berge und Troistedt, wird 
aufgelöst.

(2) Die Gemeinden Bechstedtstraß, Daasdorf a. Berge, 
Hopfgarten, Isseroda, Mönchenholzhausen, Niederzim-
mern, Nohra, Ottstedt a. Berge und Troistedt werden auf-
gelöst. Aus den Gebieten der aufgelösten Gemeinden wird 
eine Landgemeinde nach § 6 Abs. 5 ThürKO gebildet. Die-
se ist Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinden und 
der aufgelösten Verwaltungsgemeinschaft.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 2 neu gebildete Gemeinde führt 
den Namen "Grammetal".

(4) Der Gemeinderat der neu gebildeten Gemeinde Gram-
metal entscheidet über den Sitz der Verwaltung.

(5) § 45 a Abs. 11 ThürKO fi ndet für die Gebiete der auf-
gelösten Gemeinden Mönchenholzhausen und Nohra kei-
ne Anwendung. Für den Rest der laufenden gesetzlichen 
Amtszeit des Gemeinderats bestehen die Ortsteilverfas-
sungen der aufgelösten Gemeinden Mönchenholzhausen 
und Nohra als Ortschaftsverfassungen fort.

§ 18
Stadt Bad Sulza und Gemeinde Saaleplatte

(Landkreis Weimarer Land)

(1) Die Gemeinde Saaleplatte wird aufgelöst. Das Gebiet 
der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Stadt 
Bad Sulza eingegliedert. Die Stadt Bad Sulza ist Rechts-
nachfolgerin der aufgelösten Gemeinde. 

(2) § 45 a Abs. 11 ThürKO fi ndet für das Gebiet der aufge-
lösten Gemeinde Saaleplatte keine Anwendung. Für den 
Rest der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemein-
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derats besteht die Ortsteilverfassung der aufgelösten Ge-
meinde Saaleplatte als Ortschaftsverfassung fort.

(3) Die in § 16 des Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neu-
gliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2013 vom 
19. Dezember 2013 (GVBl. S. 353) geregelte Übertragung 
von Aufgaben der Gemeinde Saaleplatte auf die Stadt Bad 
Sulza wird aufgehoben.

§ 19
Weitere Neugliederungen

In die durch dieses Gesetz neu gegliederten Gemeinden 
können durch Gesetz weitere Gemeinden eingegliedert 
werden. Ebenso können die mit diesem Gesetz neu ge-
gliederten Gemeinden in andere Gemeinden eingeglie-
dert oder mit anderen Gemeinden zusammengeschlos-
sen werden.

§ 20
Erweiterung des Stadt- oder Gemeinderats

(1) Der Stadtrat der Stadt Greiz wird für den Rest der ge-
setzlichen Amtszeit um ein Mitglied des Gemeinderats der 
aufgelösten Gemeinde Neumühle/Elster erweitert.

(2) Der Gemeinderat der Gemeinde Amt Wachsenburg 
wird für den Rest der gesetzlichen Amtszeit um ein Mit-
glied des Gemeinderats der aufgelösten Gemeinde Rock-
hausen erweitert.

(3) Der Gemeinderat der Gemeinde Martinroda wird für den 
Rest der gesetzlichen Amtszeit um vier Mitglieder des Ge-
meinderats der aufgelösten Gemeinde Angelroda erweitert.

(4) Der Stadtrat der Stadt Ebeleben wird für den Rest der 
gesetzlichen Amtszeit um ein Mitglied des Gemeinderats 
der aufgelösten Gemeinde Thüringenhausen erweitert.

(5) Der Stadtrat der Stadt Neustadt an der Orla wird für 
den Rest der gesetzlichen Amtszeit um zwei Mitglieder des 
Gemeinderats der aufgelösten Gemeinde Knau und um je-
weils ein Mitglied des Gemeinderats der aufgelösten Ge-
meinden Linda b. Neustadt an der Orla und Dreba erweitert.

(6) Der Stadtrat der Stadt Schleiz wird für den Rest der 
gesetzlichen Amtszeit um ein Mitglied des Gemeinderats 
der aufgelösten Gemeinde Burgk erweitert.

(7) Der Stadtrat der Stadt Meiningen wird für den Rest 
der gesetzlichen Amtszeit um ein Mitglied des Gemeinde-
rats der aufgelösten Gemeinde Stepfershausen erweitert.

(8) Der Gemeinderat der Gemeinde Straußfurt wird für den 
Rest der gesetzlichen Amtszeit um zwei Mitglieder des 
Gemeinderats der aufgelösten Gemeinde Henschleben 
erweitert.

(9) Der Stadtrat der Stadt Schalkau wird für den Rest der 
gesetzlichen Amtszeit um zwei Mitglieder des Gemeinde-
rats der aufgelösten Gemeinde Bachfeld erweitert.

(10) Der Stadtrat der Stadt Bad Salzungen wird für den 
Rest der gesetzlichen Amtszeit um fünf Mitglieder des 
Gemeinderats der aufgelösten Gemeinde Moorgrund er-
weitert.

(11) Der Stadtrat der Stadt Bad Sulza wird für den Rest 
der gesetzlichen Amtszeit um zehn Mitglieder des Gemein-
derats der aufgelösten Gemeinde Saaleplatte erweitert.

§ 21
Ortsrecht

(1) Bei der Eingliederung von Gemeinden in eine andere 
Gemeinde gilt das zum Zeitpunkt der Eingliederung für die 
eingegliederten Gemeinden jeweils geltende Ortsrecht als 
Recht der aufnehmenden Gemeinde so lange fort, bis es 
wirksam durch die aufnehmende Gemeinde ersetzt wird. 
Dieses Ortsrecht ist mit Ausnahme der in § 15 Satz 2 ge-
regelten Eingliederung spätestens bis zum Ablauf des auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Kalender-
jahres anzupassen. In der nach § 15 Satz 2 erweiterten 
Stadt Bad Salzungen ist das geltende Ortsrecht spätes-
tens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 anzupassen. 
Die in den eingegliederten Gemeinden geltenden Haupt-
satzungen treten mit dem Inkrafttreten der Eingliederun-
gen außer Kraft.

(2) In den neu gebildeten Gemeinden bleibt das bisherige 
Ortsrecht der vormaligen Gemeinden bis zur Schaffung ei-
nes neuen Ortsrechts wirksam, soweit es nicht durch die 
Gemeindeaufl ösungen gegenstandslos geworden ist. Ein 
neues einheitliches Ortsrecht ist in den neu gebildeten Ge-
meinden mit Ausnahme der nach § 6 Abs. 2 Satz 2 neu 
gebildeten Gemeinde spätestens bis zum Ablauf des auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Kalenderjah-
res zu schaffen. In der nach § 6 Abs. 2 Satz 2 neu gebilde-
ten Gemeinde ist ein neues einheitliches Ortsrecht spätes-
tens bis zum 31. Dezember 2021 zu schaffen.

(3) Unterschiedliche Bestimmungen der Grundsteuerhebe-
sätze und Gewerbesteuerhebesätze sind abweichend von 
den Absätzen 1 und 2 innerhalb von drei Jahren ab dem 
Inkrafttreten der Neugliederung anzupassen.

§ 22
Rechtsstellung der betroffenen Beamten

(1) Für die Rechtsstellung der Beamten und Versorgungs-
empfänger der von den Neugliederungen betroffenen 
Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften gelten die 
Bestimmungen der §§ 14 bis 18 des Thüringer Beamten-
gesetzes (ThürBG). Nach § 14 Abs. 1 ThürBG treten die 
Beamten in den Dienst der neu gebildeten oder erweiter-
ten Gemeinde oder neu gebildeten Verwaltungsgemein-
schaft über. Das Beamtenverhältnis wird mit dem neuen 
Dienstherrn fortgesetzt (§ 15 Abs. 1 ThürBG). Den Beam-
ten ist die Fortsetzung des Beamtenverhältnisses durch 
den neuen Dienstherrn schriftlich zu bestätigen.

(2) Sofern bei der Neugliederung oder Aufl ösung einer Ver-
waltungsgemeinschaft keine Rechtsnachfolge für die Ver-
waltungsgemeinschaft angeordnet ist, haben die an der 
Umbildung beteiligten Gemeinden und Verwaltungsge-
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meinschaften innerhalb von sechs Monaten nach der Um-
bildung in einem Personalüberleitungsvertrag Regelungen 
zur anteiligen Überleitung von Beamten nach § 14 ThürBG 
zu treffen. In dem Vertrag ist auch die Erstattung von Per-
sonalkosten für die zu übernehmenden Beamten zu regeln. 
Den Beamten ist Gelegenheit zu geben, ihr Interesse an 
einem Personalübergang zu bekunden; ein entsprechen-
des Interesse soll, soweit dies möglich ist, berücksichtigt 
werden. Bei der Auswahl der für den Übergang vorgese-
henen Beamten sind Kriterien der Mobilität, insbesondere 
die Entfernung zwischen Wohnung und künftiger Dienst-
stelle, die tatsächliche Betreuung oder Pfl ege mindestens 
eines Kindes unter 18 Jahren oder eines sonstigen pfl e-
gebedürftigen Angehörigen, eine Schwerbehinderung oder 
gleichgestellte Behinderung und der Familienstand sowie 
dienstliche Belange, wie die Sicherung einer ausgewoge-
nen Personalstruktur, angemessen und ausgewogen zu 
berücksichtigen. Die ausgewählten Beamten sind von den 
Gemeinden, in deren Dienst sie treten sollen, durch Verfü-
gung zu übernehmen. Ein hiergegen gerichteter Rechts-
behelf hat keine aufschiebende Wirkung. Absatz 1 Satz 4 
gilt entsprechend.

(3) Einigen sich die beteiligten Gemeinden nicht bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Frist von sechs Monaten über die 
Übernahme der betroffenen Beamten (§ 14 Abs. 2 Satz 2 
ThürBG), entscheidet das Landesverwaltungsamt als obe-
re Rechtsaufsichtbehörde. Vor der Entscheidung der obe-
ren Rechtsaufsichtsbehörde ist den Beamten Gelegenheit 
zu geben, sich zu äußern.

(4) Für die Dauer von drei Jahren ab dem Zeitpunkt des 
Übergangs der Beamten, die keine kommunalen Wahlbe-
amten sind, ist eine Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand nach § 29 Abs. 1 Satz 1 ThürBG aus Gründen, die 
im Zusammenhang mit der Gemeindeneugliederung ste-
hen, ausgeschlossen. Nach Ablauf dieses Zeitraums ist 
eine Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nur in-
nerhalb der Frist von sechs Monaten zulässig.

(5) Die bisherigen Gemeinden und Verwaltungsgemein-
schaften nehmen ab der Verkündung dieses Gesetzes Er-
nennungen von Beamten, die keine Wahlbeamten sind, 
nur in gegenseitigem Einvernehmen vor. Das gegenseiti-
ge Einvernehmen ist darüber hinaus herzustellen, soweit 
in den von der Gemeindeneugliederung betroffenen Ver-
waltungen ein Personalzuwachs durch Versetzungen oder 
Abordnungen aus dem Bereich anderer Dienstherren be-
absichtigt ist, soweit eine solche Maßnahme über den Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Gemeindeneugliederung 
hinaus andauern soll. Die Herstellung des gegenseitigen 
Einvernehmens ist nicht erforderlich, soweit gesetzliche 
Rechtsansprüche Betroffener umzusetzen sind.

(6) Soweit der Personalübergang einen Wechsel des 
Dienstortes zur Folge hat, gilt der Übertritt oder die Über-
nahme in den Dienst der aufnehmenden Körperschaft als 
Versetzung im Sinne der umzugskostenrechtlichen und 
trennungsgeldrechtlichen Vorschriften.

(7) Die hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten der 
durch dieses Gesetz aufgelösten Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften gelten am Tag des Inkrafttretens der 

Neugliederung auf der Grundlage des § 29 Abs. 1 ThürBG 
als in den einstweiligen Ruhestand versetzt, soweit sie die 
Voraussetzungen des § 32 des Beamtenstatusgesetzes in 
Verbindung mit § 34 Abs. 1 ThürBG erfüllen und nicht nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Gesetzes über kommu-
nale Wahlbeamte in den Ruhestand treten. Dabei gilt die 
Dienstzeit im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Thü-
ringer Beamtenversorgungsgesetzes (Wartezeit) als ab-
geleistet, wenn der hauptamtliche kommunale Wahlbeam-
te bis zum Ende seiner regulären Amtszeit eine Dienstzeit 
von mindestens fünf Jahren erreicht hätte.

§ 23
Rechtsstellung der betroffenen Tarifbeschäftigten

(1) Die Tarifbeschäftigten der von den Neugliederungen 
betroffenen Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften 
werden in den Dienst der neu gebildeten oder erweiterten 
Gemeinde oder neu gebildeten Verwaltungsgemeinschaft 
übernommen. Die Arbeitsverhältnisse gehen mit dem Zeit-
punkt der Neugliederung der Gemeinde oder der Verwal-
tungsgemeinschaft in entsprechender Anwendung des 
§ 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches auf die neu ge-
gliederte Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft über. 
Dies gilt auch für bestehende Ausbildungsverhältnisse. Ta-
rifvertragliche Regelungen bleiben unberührt.

(2) Sofern bei der Neugliederung oder Aufl ösung einer 
Verwaltungsgemeinschaft keine Rechtsnachfolge für die 
Verwaltungsgemeinschaft angeordnet ist, haben die an 
der Umbildung beteiligten Gemeinden und Verwaltungs-
gemeinschaften innerhalb von sechs Monaten nach der 
Verkündung dieses Gesetzes in einem Personalüberlei-
tungsvertrag Regelungen zur anteiligen Überleitung der 
betroffenen Tarifbeschäftigten zu treffen. In dem Vertrag 
ist auch die Erstattung von Personalkosten für die zu über-
nehmenden Tarifbeschäftigten zu regeln. Den betroffenen 
Tarifbeschäftigten ist Gelegenheit zu geben, ihr Interesse 
an einem Personalübergang zu bekunden; ein entspre-
chendes Interesse soll, soweit möglich, berücksichtigt wer-
den. Bei der Auswahl der für den Übergang vorgesehenen 
Tarifbeschäftigten sind Kriterien der Mobilität, insbesonde-
re die Entfernung zwischen Wohnung und künftiger Dienst-
stelle, die tatsächliche Betreuung oder Pfl ege mindestens 
eines Kindes unter 18 Jahren oder eines sonstigen pfl e-
gebedürftigen Angehörigen, eine Schwerbehinderung oder 
gleichgestellte Behinderung und der Familienstand sowie 
dienstliche Belange, wie die Sicherung einer ausgewo-
genen Personalstruktur, angemessen und ausgewogen 
zu berücksichtigen. Die ausgewählten Tarifbeschäftigten 
sind von den Gemeinden oder Verwaltungsgemeinschaf-
ten, in deren Dienst sie treten sollen, zu übernehmen. Ein 
hiergegen gerichteter Rechtsbehelf hat keine aufschieben-
de Wirkung. Einigen sich die beteiligten Gemeinden oder 
Verwaltungsgemeinschaften nicht bis zum Ablauf der ge-
setzlichen Frist von sechs Monaten über die Übernahme 
der betroffenen Tarifbeschäftigten, entscheidet das Lan-
desverwaltungsamt. Vor der Entscheidung des Landes-
verwaltungsamtes ist den betroffenen Tarifbeschäftigten 
Gelegenheit zu geben, sich zu äußern.

(3) Die bis zum Tag vor dem Übergang der Arbeitsverhält-
nisse erworbene Rechtsstellung der Tarifbeschäftigten, 
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insbesondere im Hinblick auf erreichte tarifrechtlich maß-
gebliche Zeiten, bleibt gewahrt.

(4) Die bisherigen Gemeinden und Verwaltungsgemein-
schaften stellen ab der Verkündung dieses Gesetzes si-
cher, dass haushaltswirksame Personalmaßnahmen im 
Tarifbereich im gegenseitigen Einvernehmen vorgenom-
men werden. § 22 Abs. 5 gilt entsprechend. Dabei stehen 
Entfristung oder Verlängerung bestehender Arbeitsverträ-
ge einer Neueinstellung durch den Abschluss eines Ar-
beitsvertrages gleich. § 22 Abs. 6 gilt für die übernomme-
nen Tarifbeschäftigten entsprechend.

(5) Für die Dauer von drei Jahren ab dem Zeitpunkt des 
Übergangs des Arbeitsverhältnisses sind betriebsbedingte 
Kündigungen aus Gründen, die im Zusammenhang mit der 
Gemeindeneugliederung stehen, ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht für Änderungskündigungen, die wegen eines Wech-
sels des Arbeitsortes erforderlich werden. Das Recht zur 
Kündigung aus anderen Gründen bleibt unberührt.

§ 24
Neuwahl der Personalvertretungen

In den Dienststellen der neuen Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften sind die Personalräte nach den Be-
stimmungen des § 32 Abs. 1 bis 3 des Thüringer Perso-
nalvertretungsgesetzes neu zu wählen.

§ 25
Übergang und Wahl der Schwerbehindertenvertretungen

In den Dienststellen der neuen Gemeinden und Ver-
waltungsgemeinschaften sind zusammen mit den ers-
ten regelmäßigen Personalratswahlen Schwerbehin-
dertenvertretungen zu wählen. Bis zur Wahl einer neu-
en Schwerbehindertenvertretung bleiben die bisherigen 
Schwerbehindertenvertretungen im Amt. Sie sind jeweils 
für die Belange der Beschäftigten der bisherigen Gemein-
den oder Verwaltungsgemeinschaften zuständig.

§ 26
Übergang und Bestellung der 
Gleichstellungsbeauftragten

In den Dienststellen der neuen Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften sind bis spätestens vor Ablauf des 
zweiten auf den Tag des Inkrafttretens der Neugliederung 
folgenden Kalendermonats vorläufi ge Gleichstellungsbe-
auftragte aus dem Kreise der bisherigen Gleichstellungs-
beauftragten der aufgelösten Gemeinden oder Verwal-
tungsgemeinschaften zu bestellen. Mit der Bestellung der 
Gleichstellungsbeauftragten für die neue Gemeinde oder 
Verwaltungsgemeinschaft, die spätestens zwei Monate 
nach der ersten regelmäßigen Personalratswahl zu erfol-
gen hat, endet die Bestellung der vorläufi gen Gleichstel-
lungsbeauftragten.

§ 27
Auseinandersetzung

(1) Hat nach diesem Gesetz infolge der Ausgliederung ei-
ner oder mehrerer Gemeinden aus einer Verwaltungsge-

meinschaft eine Auseinandersetzung stattzufi nden, schlie-
ßen die Beteiligten einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zur 
Regelung der Rechtsfolgen (Auseinandersetzungsvertrag). 
Für die Überleitung des Personals gelten die §§ 22 und 23.

(2) Bei der Zuordnung des Vermögens soll insbesondere 
berücksichtigt werden, welcher Aufgabenerfüllung das Ver-
mögen dient und in welchem Umfang die Aufgabe von der 
Verwaltungsgemeinschaft auf die Rechtsnachfolgerin der 
Gemeinde übergeht. In den Auseinandersetzungsvertrag 
können Regelungen für die Fälle aufgenommen werden, 
in denen ausnahmsweise ein angemessener fi nanzieller 
Ausgleich für den Übergang von Vermögensgegenstän-
den geboten ist. Der Auseinandersetzungsvertrag kann 
abweichend von Satz 1 regeln, dass keine Aufteilung von 
Vermögen vorgenommen werden soll. Satz 2 gilt hierfür 
entsprechend.

(3) Kommt innerhalb eines Jahres nach der Neugliederung 
der Gemeinde ein Auseinandersetzungsvertrag ganz oder 
teilweise nicht zustande, regelt die Rechtsaufsichtsbehör-
de die Auseinandersetzung nach billigem Ermessen durch 
Verwaltungsakt. Die Beteiligten sind anzuhören. Bis zur 
Bestandskraft der Entscheidung können diese die Ausei-
nandersetzung durch eine Vereinbarung im Sinne der Ab-
sätze 1 und 2 selbst regeln.

§ 28
Wohnsitz, Einwohnerzahl 

Soweit für Rechte oder Pfl ichten die Wohndauer oder der 
Aufenthalt im Gebiet einer Gemeinde maßgebend ist, wird 
die bis zum Tag des Inkrafttretens einer Gemeindeneuglie-
derung ununterbrochene Wohn- oder Aufenthaltsdauer im 
Gebiet einer nach den Bestimmungen dieses Gesetzes auf-
gelösten Gemeinde auf die Wohn- oder Aufenthaltsdauer 
in der neu gebildeten oder aufnehmenden Gemeinde an-
gerechnet. Ist für eine gesetzliche Bestimmung die Ein-
wohnerzahl einer Gemeinde maßgeblich, ist diese durch 
Addition der Einwohnerzahlen der an der jeweiligen Neu-
gliederung beteiligten Gebietskörperschaften zu ermitteln. 

§ 29
Freistellung von Kosten

Das Land und die seiner Aufsicht unterstehenden Körper-
schaften erheben für Rechtshandlungen, die bei der Durch-
führung dieses Gesetzes notwendig werden, keine Kosten 
(Gebühren und Auslagen).

§ 30
Mitgliedschaft in Zweckverbänden, 

Zweckvereinbarungen

(1) Bei Neugliederungen nach diesem Gesetz fi nden für 
die Mitgliedschaft in Zweckverbänden und die Beteiligung 
an Zweckvereinbarungen abweichend von den Regelun-
gen der Rechtsnachfolge nach diesem Gesetz die §§ 14 
und 39 ThürKGG Anwendung.

(2) Bei Neugliederungen nach diesem Gesetz gilt § 39 
Abs. 2 ThürKGG mit der Maßgabe, dass der Zweckver-
band die neue Körperschaft nach Ablauf von einem Jahr 
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und vor Ablauf von 18 Monaten seit Wirksamkeit der Neu-
gliederung ausschließen kann. Im gleichen Zeitraum kann 
die Körperschaft ihren Austritt aus dem Zweckverband ein-
seitig erklären.

(3) Für Zweckvereinbarungen gilt § 14 Abs. 2 ThürKGG mit 
der Maßgabe, dass die Kündigungsfrist ein Jahr beträgt.

(4) § 40 Abs. 3 Satz 2 ThürKGG gilt in Fällen, in denen der 
Zweckverband aufgrund der Bestimmungen dieses Ge-
setzes nur noch aus einem Mitglied besteht, mit der Maß-
gabe, dass der Zweckverband nach dem Ablauf von drei 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Neugliederung aufge-
löst ist, sofern er zu diesem Zeitpunkt noch aus einem Mit-
glied besteht.

(5) Die Genehmigung nach § 42 Abs. 1 ThürKGG für die in 
seiner Nummer 1 genannten Änderungen der Verbands-
satzung setzt in den Fällen des Absatzes 2 voraus, dass 
der Zweckverband der Rechtsaufsichtsbehörde ein Kon-
zept für die Auseinandersetzung vorlegt, das auch die ob-
jektkonkrete Aufteilung des Vermögens sowie der Forde-
rungen und Verbindlichkeiten auf den Zweckverband und 
die Körperschaft vorsieht. Der Zweckverband ist verpfl ich-
tet, das Konzept für die Auseinandersetzung innerhalb von 
einem Jahr nach der Erklärung der Kündigung oder dem 
Beschluss über den Ausschluss der Rechtsaufsichtsbe-
hörde vorzulegen.

§ 31
Haushaltswirtschaft

(1) Die nach diesem Gesetz neu gegliederten Gemeinden 
erstellen die offenen Jahresrechnungen oder Jahresab-
schlüsse aller Haushaltsjahre der bisherigen Gemeinden.

(2) Soweit Neugliederungen nach diesem Gesetz nicht am 
31. Dezember 2019 oder 1. Januar 2021 in Kraft treten, 
können diese neu gegliederten Gemeinden für das gesam-
te Haushaltsjahr, in dem die Neugliederung wirksam ge-
worden ist, für das gesamte neue Gemeindegebiet eine 
neue Haushaltssatzung aufstellen. Bis zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Haushaltssatzung führen diese neu 
gegliederten Gemeinden die Haushaltswirtschaft auf der 
Grundlage der bisherigen in Kraft getretenen Haushalts-
satzungen fort. Soweit in einer nach diesem Gesetz nicht 
am 31. Dezember 2019 oder 1. Januar 2021 aufgelösten 
Gemeinde keine Haushaltssatzung in Kraft getreten war, 
vollzieht die neu gegliederte Gemeinde die Haushaltswirt-
schaft für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde nach den 
Bestimmungen des § 61 ThürKO oder § 10 des Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Doppik (ThürKDG). Soweit 
die nach diesem Gesetz nicht am 31. Dezember 2019 oder 
1. Januar 2021 neu gegliederte Gemeinde keine Haus-
haltssatzung nach Absatz 1 erlässt, kann sie Haushalts-
satzungen für die Gebiete der bisherigen Gemeinden er-
lassen, wenn die bisherigen Gemeinden diese noch nicht 
erlassen haben. § 55 Abs. 3 und 4 ThürKO sowie § 6 Abs. 3 
und 4 ThürKDG bleiben unberührt.

(3) Für das Haushaltsjahr 2020 gelten § 59 Abs. 3, § 61 
Abs. 3, § 63 Abs. 3 und § 65 Abs. 1 Satz 2 ThürKO oder 
§ 1 Satz 1 ThürKDG in Verbindung mit § 10 Abs. 3, § 13 

Abs. 3, § 14 Abs. 3 und § 16 Abs. 1 Satz 2 ThürKDG be-
zogen auf die Haushaltssatzungen der bisherigen Gemein-
den, bis die neu gegliederte Gemeinde eine eigene Haus-
haltssatzung erlässt. Für Neugliederungen nach diesem 
Gesetz, die nicht am 31. Dezember 2019 in Kraft treten, 
gilt Satz 1 für das Haushaltsjahr 2021.

(4) Führt eine neu gegliederte Gemeinde ihre Haushalts-
wirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten Buchfüh-
rung, fi ndet im Übrigen das Thüringer Gesetz über die 
kommunale Doppik Anwendung. Wird das Gebiet einer auf-
gelösten Gemeinde, die ihre Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der Verwaltungsbuchführung geführt hat, in 
eine Gemeinde eingegliedert, die ihre Haushaltswirtschaft 
nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung führt, 
gilt für die Bewertung der Vermögensgegenstände, Son-
derposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Rech-
nungsabgrenzungsposten der aufgelösten Gemeinde § 30 
ThürKDG entsprechend.

(5) In Ansehung der Zwecke der Haushaltswirtschaft gilt die 
Neugliederung der nach diesem Gesetz am 31. Dezem-
ber 2019 neu zu gliedernden Gemeinden mit dem Ablauf 
des 31. Dezember 2019 als bewirkt.

(6) Für den Zusammenschluss von Verwaltungsgemein-
schaften gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend.

§ 32
Erlass der Rückzahlungsforderungen 

aus rückzahlbaren Bedarfszuweisungen

Die durch Bescheide bis zum 31. Dezember 2019 festge-
setzten, ab dem 1. Januar 2020 fälligen, Verpfl ichtungen 
zu Rückzahlungen von Bedarfszuweisungen im Sinne des 
§ 24 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Thüringer Finanzausgleich-
gesetzes (ThürFAG) entfallen zum Zeitpunkt der Neuglie-
derung für die nach diesem Gesetz neu gegliederten Ge-
meinden. Der dadurch entstehende Einnahmeverlust des 
Landesausgleichsstocks wird im Jahr 2020 mit Haushalts-
resten der nach § 4 des Thüringer Gemeindeneugliede-
rungsfi nanzhilfegesetzes bereitgestellten Haushaltsmittel 
ausgeglichen. Satz 2 gilt auch für die entstandenen Ein-
nahmeverluste des Landesausgleichsstocks aufgrund von 
§ 28 des Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung 
kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2018 vom 28. Juni 
2018 (GVBl. S. 273) und des § 58 ThürGNGG 2019.

§ 33
Kompensation von Verlusten der Gemeinden für Zuwei-

sungen nach dem Thüringer Finanzausgleichsgesetz

(1) Gemeinden, die nach diesem Gesetz im Jahr 2019 neu 
gegliedert werden und die infolgedessen im Jahr 2020 ei-
nen geringeren festgesetzten Gesamtbetrag aus Schlüs-
selzuweisungen nach § 11 ThürFAG zuzüglich Kom-
pensationszahlungen nach § 7 a ThürFAG abzüglich 
Finanzausgleichsumlage nach § 29 ThürFAG erhalten, als 
dies bei einer hypothetischen Berechnung ohne die Neu-
gliederung der beteiligten Gemeinden der Fall gewesen 
wäre, erhalten in den Jahren 2020 bis 2022 allgemeine 
Zuweisungen als Kompensationszahlungen nach Absatz 2.
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(2) Die Kompensationszahlung nach Absatz 1 entspricht 
im Jahr 2020 der Differenz zwischen dem hypothetischen 
Gesamtbetrag aus Schlüsselzuweisungen nach § 11 Thür-
FAG zuzüglich Kompensationszahlungen nach § 7 a Thür-
FAG abzüglich Finanzausgleichsumlage nach § 29 Thür-
FAG der an der Neugliederung beteiligten Gemeinden ohne 
eine Neugliederung und dem festgesetzten Gesamtbetrag 
aus Schlüsselzuweisungen nach § 11 ThürFAG zuzüglich 
Kompensationszahlungen nach § 7 a ThürFAG abzüglich 
Finanzausgleichsumlage nach § 29 ThürFAG. Im Jahr 2021 
beträgt die Kompensationszahlung 66,66 Prozent der Kom-
pensationszahlung nach Satz 1. Im Jahr 2022 beträgt die 
Kompensationszahlung 33,33 Prozent der Kompensati-
onszahlung nach Satz 1.

(3) Zuständig für Festsetzung und Auszahlung der Kom-
pensationszahlungen ist das Landesverwaltungsamt. Die 
Auszahlung der Kompensationszahlungen für die Jahre 
2020 bis 2022 erfolgt am 31. März 2020 in einem Betrag. 
Die Kompensationszahlungen für die Jahre 2021 und 2022 
sind bei kameraler Haushaltswirtschaft der allgemeinen 
Rücklage zuzuführen und im jeweiligen Jahr in der fest-
gesetzten Höhe aufzulösen. Doppisch wirtschaftende Ge-
meinden bilden einen entsprechend aufzulösenden passi-
ven Rechnungsabgrenzungsposten.

(4) Gemeinden, die nach diesem Gesetz in den Jahren 
2020 oder 2021 neu gegliedert werden und die infolge-
dessen im Jahr 2021 einen geringeren festgesetzten Ge-
samtbetrag aus Schlüsselzuweisungen nach § 11 ThürFAG 
zuzüglich Kompensationszahlungen nach § 7 a ThürFAG 
abzüglich Finanzausgleichsumlage nach § 29 ThürFAG er-
halten, als dies bei einer hypothetischen Berechnung ohne 
die Neugliederung der beteiligten Gemeinden der Fall ge-
wesen wäre, erhalten in den Jahren 2021 bis 2023 allge-
meine Zuweisungen als Kompensationszahlungen nach 
Absatz 2. Die Absätze 2 und 3 fi nden in diesen Fällen mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Jahreszahlen je um 
ein Jahr erhöht werden.

§ 34
Kompensation von Verlusten der 

Verwaltungsgemeinschaften infolge 
der Ausgliederung von Mitgliedsgemeinden

(1) Verwaltungsgemeinschaften, die durch die Neugliede-
rungen nach diesem Gesetz im Jahr 2019 insgesamt Ein-
wohner verlieren, aber nicht aufgelöst werden, erhalten in 
den Jahren 2020 bis 2023 allgemeine Zuweisungen nach 
Absatz 2 als Kompensationszahlungen. Stichtag für die 
Bestimmung der Einwohnerzahlen ist der Stand 31. De-
zember 2018.

(2) Im Jahr 2020 wird eine Kompensationszahlung nach 
Absatz 1 in Höhe von 90 Prozent der Summe der durch 
die Neugliederung verringerten Einnahmen aus 
1.  den Zuweisungen nach § 23 Abs. 1 ThürFAG und 
2.  der Verwaltungsgemeinschaftsumlage nach § 50 Thür-

KO
gewährt. Der Betrag nach Satz 1 Nr. 1 ermittelt sich aus 
der Summe der Einwohnerverluste abzüglich möglicher 
Einwohnerzuwächse aufgrund der Neugliederungen nach 
diesem Gesetz vervielfacht mit dem Einwohnerpauschal-

betrag nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ThürFAG. Der Be-
trag nach Satz 1 Nr. 2 ergibt sich aus der Summe der Ein-
wohnerverluste abzüglich möglicher Einwohnerzuwächse 
aufgrund der Neugliederungen nach diesem Gesetz ver-
vielfacht mit dem Quotient aus der Gesamtumlage der Ver-
waltungsgemeinschaft nach § 50 ThürKO des Jahres 2019 
und der Einwohnerzahl der Verwaltungsgemeinschaft. 
Stichtag für die Bestimmung der Einwohnerzahlen nach 
den Sätzen 2 und 3 ist jeweils der 31. Dezember 2018. Für 
das Jahr 2021 beträgt die Kompensationszahlung 75 Pro-
zent des Betrages nach Satz 1. Für das Jahr 2022 beträgt 
die Kompensationszahlung 50 Prozent des Betrages nach 
Satz 1. Für das Jahr 2023 beträgt die Kompensationszah-
lung 25 Prozent des Betrages nach Satz 1.

(3) Zuständig für Festsetzung und Auszahlung der Kom-
pensationszahlungen ist das Landesverwaltungsamt. Die 
Auszahlung der Kompensationszahlungen für die Jah-
re 2020 bis 2023 erfolgt am 31. März 2020 in einem Be-
trag. Die Kompensationszahlungen für die Jahre 2021 bis 
2023 sind bei kameraler Haushaltswirtschaft der allgemei-
nen Rücklage zuzuführen und im jeweiligen Jahr in der 
festgesetzten Höhe aufzulösen. Doppisch wirtschaftende 
Verwaltungsgemeinschaften bilden einen entsprechend 
aufzulösenden passiven Rechnungsabgrenzungsposten.

(4) Verwaltungsgemeinschaften, die durch die Neugliede-
rungen nach diesem Gesetz im Jahr 2021 insgesamt Ein-
wohner verlieren, aber nicht aufgelöst werden, erhalten in 
den Jahren 2021 bis 2024 allgemeine Zuweisungen nach 
Absatz 2 als Kompensationszahlungen. Absatz 1 Satz 2 
sowie die Absätze 2 und 3 fi nden in diesen Fällen mit der 
Maßgabe Anwendung, dass die Jahreszahlen je um ein 
Jahr erhöht werden.

§ 35
Finanzhilfen nach dem Thüringer 

Gemeindeneugliederungsfi nanzhilfegesetz 
(ThürGNGFG)

Die §§ 1 bis 3 des Thüringer Gemeindeneugliederungsfi -
nanzhilfegesetzes vom 10. April 2018 (GVBl. S. 74, 78) fi n-
den auf Neugliederungen nach diesem Gesetz auch dann 
Anwendung, wenn die Neugliederungen nicht in den Jah-
ren 2018 und 2019 in Kraft treten.

§ 36
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

Artikel 2
Änderung des Thüringer Gerichtsstandortgesetzes

Das Thüringer Gerichtsstandortgesetz vom 16. August 
1993 (GVBl. S. 553), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. September 2018 (GVBl. S. 385), wird 
wie folgt geändert:
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"Anlage
(zu § 4 Abs. 2)

Amtsge richt Zuständigkeit für die Landkreise, kreis freien Städte und Gemeinden

1. Altenburg Landkreis Altenburger Land

2. Apolda aus dem Landkreis Weimarer Land die Gemeinden Apolda, Bad Sulza, Eberstedt, Großhe-
ringen, Ilmtal-Weinstraße, Niedertrebra, Obertrebra, Rannstedt, Schmiedehausen 

3. Arnstadt Ilm-Kreis

4. Bad Salzungen aus dem Wartburgkreis die Gemeinden Bad Liebenstein, Bad Salzungen, Barchfeld-Im-
melborn, Buttlar, Dermbach, Empfertshausen, Geisa, Gerstengrund, Krayenberggemein-
de, Leimbach, Moorgrund, Oechsen, Schleid, Unterbreizbach, Vacha, Weilar, Wiesen-
thal

5. Eisenach kreisfreie Stadt Eisenach;
aus dem Wartburgkreis die Gemeinden Amt Creuzburg, Berka v. d. Hainich, Bischofroda, 
Frankenroda, Gerstungen, Hallungen, Hörselberg-Hainich, Krauthausen, Lauterbach, Naz-
za, Ruhla, Seebach, Treffurt, Werra-Suhl-Tal, Wutha-Farnroda

6. Erfurt kreisfreie Stadt Erfurt

7. Gera kreisfreie Stadt Gera;
aus dem Landkreis Greiz die Gemeinden Bad Köstritz, Bethenhausen, Bocka, Brahmenau, 
Braunichswalde, Caaschwitz, Crimla, Endschütz, Gauern, Großenstein, Harth-Pöllnitz, 
Hartmannsdorf, Hilbersdorf, Hirschfeld, Hundhaupten, Kauern, Korbußen, Kraftsdorf, Le-
derhose, Linda b. Weida, Lindenkreuz, Münchenbernsdorf, Paitzdorf, Pölzig, Reichstädt, 
Ronneburg, Rückersdorf, Saara, Schwaara, Schwarzbach, Seelingstädt, Weida, Wün-
schendorf/Elster, Zedlitz

8. Gotha Landkreis Gotha

9. Greiz aus dem Landkreis Greiz die Gemeinden Auma-Weidatal, Berga/Elster, Greiz, Hohen-
leuben, Kühdorf, Langenwetzendorf, Langenwolschendorf, Mohlsdorf-Teichwolframsdorf, 
Teichwitz, Weißendorf, Zeulenroda-Triebes

10. Heilbad Heili gen stadt Landkreis Eichsfeld

11. Hildburghausen Landkreis Hildburghausen

12. Jena kreisfreie Stadt Jena;
aus dem Saale-Holzland-Kreis die Gemeinden Dornburg-Camburg, Frauenprießnitz, Golms-
dorf, Großlöbichau, Hainichen, Jenalöbnitz, Lehesten, Löberschütz, Neuengönna, Schkölen, 
Tautenburg, Thierschneck, Wichmar, Zimmern

13. Meiningen Landkreis Schmalkalden-Meiningen
jedoch ohne die Gemeinden Oberhof und Zella-Mehlis

14. Mühlhausen Unstrut-Hainich-Kreis

15. Nordhausen Landkreis Nordhausen

16. Pößneck Saale-Orla-Kreis

17. Rudol stadt Landkreis Saalfeld-Rudolstadt



 Nr. 11 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 18. Oktober 2019     395

Amtsge richt Zuständigkeit für die Landkreise, kreis freien Städte und Gemeinden

18. Sömmerda Landkreis Sömmerda

19. Sonders hausen Kyffhäuserkreis

20. Sonneberg Landkreis Sonneberg

21. Stadtroda aus dem Saale-Holzland-Kreis die Gemeinden Albersdorf, Alten berga, Bad Klosterlaus-
nitz, Bibra, Bobeck, Bremsnitz, Bucha, Bürgel, Crossen a.d. Elster, Eichenberg, Eineborn, 
Eisenberg, Freienorla, Geisenhain, Gneus, Gösen, Grait schen b. Bürgel, Großbockedra, 
Großeutersdorf, Großpür schütz, Gumperda, Hainspitz, Hartmannsdorf, Heideland, Herms-
dorf, Hummelshain, Kahla, Karlsdorf, Kleinbockedra, Kleinebersdorf, Kleineutersdorf, Laas-
dorf, Lindig, Lippersdorf-Erdmannsdorf, Mertendorf, Meusebach, Milda, Möckern, Mörsdorf, 
Nausnitz, Oberbodnitz, Orlamünde, Ottendorf, Petersberg, Poxdorf, Rattelsdorf, Rauda, 
Rauschwitz, Rausdorf, Reichenbach, Reinstädt, Renthendorf, Rothenstein, Ruttersdorf-Lot-
schen, St. Gangloff, Scheiditz, Schleifreisen, Schlöben, Schöngleina, Schöps, Seitenroda, 
Serba, Silbitz, Stadtroda, Sulza, Tautendorf, Tautenhain, Tissa, Trockenborn-Wolfersdorf, 
Tröbnitz, Unter bodnitz, Waldeck, Walpernhain, Waltersdorf, Weißbach, Weißenborn, Zöllnitz

22. Suhl kreisfreie Stadt Suhl;
aus dem Landkreis Schmalkalden-Meiningen die Gemeinden Oberhof und Zella-Mehlis

23. Weimar kreisfreie Stadt Weimar;
aus dem Landkreis Weimarer Land die Gemeinden Am Ettersberg, Ballstedt, Bad Berka, 
Blankenhain, Buchfart, Döbrit schen, Ettersburg, Frankendorf, Grammetal, Großschwab-
hausen, Hammerstedt, Hetschburg, Hohen felden, Kapel lendorf, Kiliansroda, Klein schwab-
hausen, Klettbach, Kranichfeld, Lehnstedt, Magdala, Mechelroda, Mellingen, Nauendorf, 
Neumark, Oettern, Rittersdorf, Tonndorf, Umpferstedt, Vollersroda, Wiegendorf"

Artikel 3
Weitere Änderung des 

Thüringer Gerichtsstandortgesetzes

In Nummer 4 Spalte 3 der Anlage zum Thüringer Gerichts-
standortgesetz vom 16. August 1993 (GVBl. S. 553), das 
zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird das Wort "Moorgrund," gestrichen.

Artikel 4
Änderung des Thüringer Gesetzes 

zur Ausführung des Sozialgerichtsgesetzes

In § 1 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes zur Ausführung 
des Sozialgerichtsgesetzes vom 16. August 1993 (GVBl. 
S. 489), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
8. August 2014 (GVBl. S. 527) geändert worden ist, wird 
in der Einleitung die Angabe "in ihrem Bestand am 1. Ja-
nuar 1998" gestrichen.

Artikel 5
Änderung des Thüringer Gesetzes 

zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung

Die Anlage des Thüringer Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung vom 15. De-

zember 1992 (GVBl. S. 576), das zuletzt durch Artikel 126 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 731) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift wird die Angabe "*" gestrichen.

2. Die Fußnote "* Gebietsstand am 1. Januar 1998" wird 
aufgehoben.

Artikel 6
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 2019 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 § 15 und Ar-
tikel 3 am 1. Dezember 2020 in Kraft.

(3) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 § 6 und § 11 
am 1. Januar 2021 in Kraft.

Erfurt, den 10. Oktober 2019
Die Präsidentin des Landtags

Diezel


